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Zusammenfassung Die Bundesministerien nehmen bei der Initiierung und For-
mulierung politischer Vorhaben der Bundesregierung eine zentrale Rolle ein. Dies
wirft immer wieder die Frage nach dem Einfluss organisierter Interessen auf. In der
medialen Berichterstattung, aber auch in der wissenschaftlichen Diskussion wird
die Antwort zumeist unter dem Stichwort „Lobbyismus“ gesucht. Die Ministerial-
verwaltung erscheint dabei überwiegend als passiver Adressat externer Einflussbe-
strebungen. Dieser Sichtweise soll mit Hilfe einer drei Dimensionen umfassenden
Analyse entgegengetreten werden. Die Ausgangsthese lautet, dass die Ministerial-
verwaltung zu strategischer Interaktion befähigt ist, was zunächst auf der Makro-
ebene der Beziehungen zwischen Staat und organisierten Interessen illustriert wird.
Daran anschließend wird zweitens der Einfluss von Organisation und Arbeitsweise
der Ministerialverwaltung auf die Beziehungen zu Verbänden untersucht. Die dritte
Dimension schließlich gilt den Einstellungen der Ministerialverwaltung im Umgang
mit organisierten Interessen. Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Interaktionen
zwischen beiden Seiten deutlich über die Automatismen der Interessendurchsetzung
hinausgehen, wie sie im Lobbyismus-Konzept unterstellt werden.

Eine frühere Fassung dieses Aufsatzes wurde auf der Tagung der DVPW-Sektion
„Policy-Analyse und Verwaltungswissenschaft“ am 19. und 20.09.2019 an der Deutschen
Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer präsentiert. Für hilfreiche Kommentare und
Verbesserungsvorschläge danke ich den Diskussionsteilnehmern, insbesondere Stephan Grohs,
den ZPol-Gutachtern sowie Jasmin Beneke, Florian Groß, Fabian Jakubowitz und Christina
Lichtmannegger.
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Ministerial bureaucracy and interest groups – New and forgotten
perspectives on an old topic

Abstract German Federal Ministries play a central role in the initiation and for-
mulation of political initiatives by the Federal Government. This repeatedly raises
the question of interest group influence. In media reporting, but also scientific dis-
cussions, the answer is usually sought under the keyword “lobbyism”, in which the
ministerial bureaucracy appears to be largely a passive recipient of external influ-
ence. This view is challenged by applying a three-dimensional analysis. The initial
hypothesis is that the ministerial bureaucracy is capable of strategic interaction,
which is first illustrated at the macro level of relations between the state and orga-
nized interests. Second, the effect of organization and procedures of the ministerial
bureaucracy on the relationship with interest groups is examined. Finally, the atti-
tudes of ministerial bureaucrats in dealing with organized interests are reconstructed
by using data from an online survey. The result is that the interactions between the
two sides go far beyond the one-way automatism suggested in the lobbying concept.

1 Problemstellung

Das Verhältnis zwischen Staat und Verbänden wird seit einiger Zeit überwiegend
unter dem Stichwort „Lobbyismus“ behandelt. Dabei sind zwei thematische Stoß-
richtungen erkennbar. Auf der einen Seite stehen die politischen Einflussbestrebun-
gen großer Verbände sowie die Ausdifferenzierung der Interessengruppenlandschaft
im Vordergrund. Hier wird betont, dass eine wachsende Zahl von Verbänden1 oder
Lobbyisten nicht unbesehen mit mehr Einfluss gleichgesetzt werden darf, weil das
System organisierter Interessen „vielgliedriger“ (Schmidt 2011, S. 118; Kohler-Koch
2016; Sack und Strünck 2016) geworden und „die Bindekraft traditioneller Verbän-
de“ (Lösche 2007, S. 117) gesunken sei. Auf der anderen Seite wird in einem
eher journalistisch/zivilgesellschaftlich inspirierten Diskurs (so etwa Leif und Speth
2006; Göhler et al. 2012) davon ausgegangen, dass staatliche Instanzen den Forde-
rungen ressourcenstarker Verbände nur wenig entgegenzusetzen haben und gemut-
maßt, dass „hinter verschlossenen Türen bestimmte Interessen zum Zuge kommen
und andere nicht“ (Niederhafner und Speth 2004, S. 30). Gemeinsam ist beiden
Literatursträngen, dass sie sich von typologischen Ansätzen, die Lobbyismus als
Merkmal eines pluralistischen Systems der Interessenvermittlung konzipieren, ent-
fernt haben und eine Perspektive einnehmen, die Verbände und ihre Aktivitäten in
den Vordergrund rücken. Während im Hauptstrang typologischer Ansätze, der Kor-
poratismusdebatte, noch die wechselseitige Einflussnahme oder kooperative Bezie-
hungen zwischen staatlichen und privaten Akteuren im Vordergrund standen (vgl.
zusammenfassend Jochem und Siegel 2003), wird mit dem Lobbyismus-Framing
eine generelle, allerdings einseitige Antwort auf die Frage gegeben, welche Me-

1 Die Zahl, der beim Bundestag registrierten Verbände (https://www.bundestag.de/parlament/lobbyliste/)
hat sich seit 1990 von 1501 auf 2339 im Jahr 2020 erhöht (Stand: 2/2020), was einer Zunahme von rund
36% entspricht.
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chanismen das Verhältnis zwischen Staat und Verbänden bestimmen, insbesondere
welche Interessen letztlich die Oberhand gewinnen (neuere Ausnahme: Schiffers
2019).

An diesem Punkt setzen die nachfolgenden Überlegungen an. Die von Wilhelm
Hennis formulierte und empirisch verschiedentlich bestätigte These (vgl. Weber
1981, S. 290–292; Mayer und Naji 2000; Sebaldt und Straßner 2004, S. 153), wo-
nach „nicht das Parlament, sondern Regierung und Verwaltung der entscheidende
Adressat des Verbandseinflusses sind“ (Hennis 1961, S. 25), wird heute so verstan-
den, als könne man daraus bereits auf ein Ergebnis schließen. Der zutreffenden
Feststellung, dass die Bundesministerien, in denen das Gros der Gesetzesformulie-
rung stattfindet, von Interessengruppen als „Lobby-Adressaten“ (Wehrmann 2007,
S. 43; Lösche 2007, S. 66–70; Baruth und Schnapp 2015) wahrgenommen wer-
den, droht in Verbindung mit einem analytisch uninteressierten Lobbyismus-Kon-
zept eine perspektivische Verengung, in weder eine Unterscheidung zwischen Ein-
flussversuchen und erfolgreicher Einflussnahme stattfindet, noch die Variabilität der
Einflussrichtung zwischen Staat und Verbänden bedacht wird. Im Ergebnis verstärkt
die aktuelle „Lobbyismushysterie“ (Czada 2015, S. 12) im Zusammenspiel mit der
Berichterstattung über externe Beratung sowie über das Gesetzgebungsoutsourcing
den Eindruck, dass sich Politik und Ministerialverwaltung heillos in einem Netz aus
durchsetzungsfähigen Partikularinteressen verstrickt haben.

Dem soll hier die Hypothese entgegengehalten und empirisch untermauert wer-
den, dass die Ministerialverwaltung nicht nur Adressat externer Einflussversuche
ist, sondern mehr Arena der Politikformulierung mit eigener Befähigung zu stra-
tegischer Interaktion. Dies schließt an vielfach vergessene Überlegungen aus der
Korporatismus-Debatte an, in der die Indienstnahme privater Akteure für staatliche
Steuerungsziele noch ausführlich thematisiert wurde. Die heute für den Erfolg von
Interessengruppen gern in Anschlag gebrachten Faktoren, wie Kontakthäufigkeiten,
Anzahl von Lobbyisten, Verbandsressourcen oder Drohungen mit Abwanderung
oder Arbeitsplatzabbau bleiben aus dieser Perspektive unvollständig, wenn nicht
gar einseitig. Akzeptiert man hingegen, dass die Ministerialverwaltung eine aktive
Rolle in der politischen Willensbildung spielt und nicht nur eine Echokammer für
Verbandsforderungen darstellt, dann gelangen Faktoren in den Blick, die auf drei
Dimensionen angesiedelt sind.

In Abschnitt zwei steht zunächst die Makroebene des Verhältnisses zwischen
Ministerialverwaltung und ihrer Umwelt im Mittelpunkt. Dieser Analyseschritt be-
handelt kooperative Formen der Interessenvermittlung, die sich jenseits von Lobby-
Aktivitäten herausgebildet haben. Die zweite Dimension (Abschn. 3) umfasst Ar-
beitsweise und Binnenorganisation der Bundesministerien, die zwar durchaus Ge-
genstand der Forschung sind, aber selten die Frage thematisieren, welcher Einfluss
von diesen Faktoren für das Verhältnis zu Verbänden ausgeht. Die hier eingenomme-
ne Perspektive wirft ein neues Licht auf diese Analysedimension. In diesem Kontext
wird auch die Beteiligung Externer an der Gesetzesformulierung rekapituliert. Im
vierten Abschnitt wird schließlich auf die Einstellungen der Ministerialverwaltung
im Umgang mit organisierten Interessen eingegangen und die drei Analysedimension
zu einem übergreifenden Wirkungsmodell zusammengeführt.

K



4 M. Döhler

2 Verbände in der bundesdeutschen Verhandlungsdemokratie

Erkenntnisfortschritte lassen sich nicht nur mit neuen Konzepten und Theorien er-
zielen, sondern auch durch die Rückbesinnung auf ältere Fachdiskurse. Ein kur-
zes Gedächtnis liegt bereits der verbreiteten Neigung zugrunde, Interessengruppen
mit Lobbyismus gleichzusetzen, der dann häufig als gemeinwohlabträgliche Ver-
folgung von Sonderinteressen betrachtet wird. Diese Sichtweise lässt einen Dis-
kussionsstand außer Acht, in dem Verbänden noch ein deutlich breiteres Funkti-
onsprofil zugerechnet wurde. Diese prozessorientierte Perspektive sieht die Interes-
senaggregation als Ausgangspunkt, bei der eine Vielzahl einzelner und nicht selten
widersprüchlicher Mitgliederinteressen zu politisch handhabbaren Positionen und
Forderungen transformiert werden. Erst diese Bündelungsleistung macht die an-
schließende Interessenartikulation in einer Weise möglich, die mit dem politischen
Prozess kommensurabel ist. Drittens folgt die Interessenselektion, verstanden als
jene „Wirkungen der Verbände in ihrer Gesamtheit auf das politische System“ (We-
ber 1981, S. 389) ausüben. Summarisch wird dieser dreistufige Prozess zumeist als
Interessendurchsetzung bezeichnet. Nicht ohne Grund verwenden manche Autoren
anstelle dessen den Begriff der Interessenvermittlung (so etwa Lehmbruch 1987;
Streeck 1994, S. 12). Damit wird Verbänden kein „fertiges“, aus der Summe der
Mitgliederpräferenzen geronnenes Interesse unterstellt, welches dann nur noch der
Durchsetzung bedarf. Vielmehr signalisiert der Begriff der Interessenvermittlung,
dass Positionen und Forderungen nicht bereits im Moment der Aggregation fest-
stehen, sondern erst durch die Interaktion mit politischen Instanzen, also auch den
Bundesministerien, ihre endgültige Form erhalten.

Dies ist wichtig für das Verständnis des staatlichen bzw. ministeriellen Hand-
lungskalküls im Umgang mit organisierten Interessen. Verbände portionieren das
Gewirr gesellschaftlicher Interessen für die Weiterbearbeitung im politischen Pro-
zess und können aufgrund dieser Aggregationsleistung eher Kompromisspositionen
vertreten als ihre Mitglieder. Während die Aufmerksamkeit heute primär den Ein-
flussbestrebungen von Verbänden auf den politischen Prozess gilt, stand im Zuge der
Korporatismus-Diskussion noch die gegenläufige Richtung im Vordergrund, nämlich
Interessengruppen für staatliche Steuerungsziele einzubinden und deren Kooperati-
onsbereitschaft durch politische Tauschgeschäfte zu stimulieren (vgl. Czada 1994).
Die Mehrzahl der Autoren misst dem Korporatismus-Konzept nach dem Scheitern
der wichtigsten institutionellen Ausprägungen, der Konzertierten Aktion beim Wirt-
schaftsminister (1967–1976) sowie dem Bündnis für Arbeit (1998–2002), keine prä-
gende Bedeutung mehr für die politische Praxis der Bundesrepublik bei (vgl. Streeck
2003; Loer und Voelzkow 2013). Das sollte allerdings weder ein Grund sein, die
aus diesem Diskurs gewonnenen Lehren ad acta zu legen, noch die Dauerhaftigkeit
kooperativer Staat-Verbände-Beziehungen zu ignorieren. Denn die bundesdeutsche
Politik ist noch immer von einer Vielzahl konsultativer Gremien und Verfahren ge-
prägt, die mittlerweile unter dem Begriff der Verhandlungsdemokratie subsummiert
werden (vgl. Lehmbruch 2003; Czada 2015). Dazu gehören die Kommissionen und
Räte der Regierung Schröder (vgl. Heinze 2002; Siefken 2007), die bis heute anhal-
tende Kette von Energie-, Bildungs-, Digital- oder Integrations-Gipfeln (vgl. Krick
2010; Bundestag 2019b), die Kohlekommission oder das mit einer eigenen Behörde
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versehene Endlagersuchverfahren. In der Regel handelt es sich um Initiativen, die
von der Bundesregierung oder einzelnen Ministerien ausgehen. Es wäre sicher über-
zogen, dafür den Korporatismus-Begriff zu bemühen. Aber die urwüchsige Wie-
derkehr derartiger Kooperationsformen lässt auf eine verhandlungsdemokratische
Grundorientierung in Politik und Verwaltung schließen, die auch nach dem Ende
einer zentral organisierten „Makrokonzertierung“ (Jochem und Siegel 2003, S. 16)
ihre strategieprägende Wirkung nicht verloren hat.

In einem eher öffentlichkeitsabgewandten Modus findet die finanzielle Unter-
stützung von Verbänden statt, die sich seit den 1950er Jahren etabliert hat (vgl.
dazu Wambach 1971, S. 138–142) und in jenen Politikfeldern besonders ausgeprägt
ist, in denen Interessengruppen als Verbündete von Ministerien agieren, etwa im
Umwelt- und Naturschutz, der Agrarpolitik, der Entwicklungszusammenarbeit, der
Familienpolitik oder der Sportförderung. Diese und andere Beziehungsmuster las-
sen sich nach Mission, Strategie und Struktur unterscheiden (vgl. Fraussen 2014,
S. 409). Bundesministerien agieren missionsgetrieben, wenn sie Verbände als ver-
längerten Arm für die eigenen Ziele in Dienst nehmen. Beispiele sind die Umwelt-
und Naturschutzverbände wie der WWF, der BUND, der NABU oder die Deut-
sche Umwelthilfe, die als „externe Interessenträger“ (Bundestag 2019a) sechs- bis
siebenstellige Fördermittel zur Durchführung von Kampagnen oder Projekten erhal-
ten. Auch wenn die finanzielle Unterstützung meist befristet gewährt wird, deuten
die in den Haushaltsplänen der Ressorts enthaltenen Titel (684–686) darauf hin,
dass es sich mittlerweile um eine ministerielle Daueraufgabe handelt. Als strategie-
getrieben lassen sich Maßnahmen wie die „Förderung der Selbstorganisation von
Migrantinnen und Migranten“ begreifen, die das „Engagement für Demokratie und
für Vielfalt“ (Bundestag 2018, S. 11) unterstützen soll. Beide Motive dürften bei der
dauerhaften und mit Zielvereinbarungen versehenen Förderung der Sportfachverbän-
de durch das Bundesministerium des Inneren (BMI) zusammenfallen (Bundesrech-
nungshof 2014). Strukturgetrieben sind schließlich Bestrebungen, die Organisation
der Verbände bzw. deren Machtverteilung untereinander im Sinne staatlicher Ziele
zu beeinflussen.

Deutlich erkennbar ist das an der ministeriellen Vorliebe für Repräsentationsmo-
nopole (vgl. Offe 1981), die sich bereits in der Weimarer Republik abzeichnete, als
das Reichsarbeitsministerium den Spitzenverbänden der Wohlfahrtspflege eine pri-
vilegierte Position einräumte (Backhaus-Maul und Olk 1994, S. 104 f.). Anlässlich
der Fusion dreier Verbände zu einem „Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozi-
alversicherung“ stellte ein Pressekommentar fest: „Die Bundesregierung scheint das
Wort ,Spitzenverband‘ zu lieben“ (BDI 2008). In der Tat zählen die „kommunalen
Spitzenverbände“, die „Spitzenverbände der freien Wirtschaft“ oder die „Spitzen-
verbände der freien Wohlfahrtspflege“ zu den bevorzugten Ansprechpartnern von
Politik und Verwaltung. In gesetzlichen Regelungen ist daher häufig von „beteilig-
ten Kreisen“2 die Rede oder die „Spitzenverbände der Kreditwirtschaft“ (§ 23 Abs. 2
Kreditwesengesetz), die „Spitzenverbände der zuständigen Gewerkschaften“ (§ 94
Bundesbeamtengesetz) bzw. die „Spitzenverbände der Unternehmen“ (§ 308b Ver-

2 So etwa in § 51 Bundes-Immissionsschutzgesetz; § 58 Abs. 1 Bundes-Naturschutzgesetz; §§ 5, 11 Ta-
rifvertragsgesetz; § 17 Abs. 1 Chemikaliengesetz.
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sicherungsaufsichtsgesetz) werden explizit als zu Beteiligende benannt (vgl. auch
Weber 1981, S. 198–200). Daraus lässt sich schließen, dass die Ministerialverwal-
tung bei der Unterstützung von Spitzen- und Dachverbänden das Ziel verfolgt, sich
auf einen Ansprechpartner stützen zu können, um so den Willensbildungsprozess
zu vereinfachen bzw. zu beschleunigen. Dabei spielt die Verpflichtungsfähigkeit,
also die Sicherung der verbandsinternen Folgebereitschaft gegenüber getroffenen
Absprachen, eine wesentliche Rolle und macht plausibel, warum neben Finanzhil-
fen und privilegierten Zugängen auch die Initiierung von Verbandsfusionen in das
Strategierepertoire der Ministerialverwaltung gehört.

Unter tätiger Mithilfe des seinerzeit für den Umweltschutz zuständigen BMI er-
folgte 1972 die Gründung des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz mit
dem Ziel, die „amorphe[n] Organisationsstrukturen“ (Müller 1986, S. 119) der Bür-
gerinitiativen zu konsolidieren, um deren Einbindung in politische Entscheidungs-
prozesse zu ermöglichen. Ein anderes Beispiel ist der 1991 gegründete Bundes-
verband Erneuerbare Energien, der die zersplitterte Verbändelandschaft in diesem
Bereich zu einer handlungsfähigen Einheit zusammenschließen sollte (vgl. Stefes
2014, S. 62). Mit dem Deutschen Olympischen Sportbund, der 2006 aus der Ver-
schmelzung des Nationalen Olympischen Komitees und des Deutschen Sportbundes
hervorging, hat sich das Innenministerium eine Art „Ergänzungsbürokratie“ (Wam-
bach 1971, S. 131) für seine Spitzensportambitionen geschaffen (vgl. Braun und
Reymann 2013). Auch die Gründung der Verbraucherzentrale Bundesverband e.V.
als Dachverband im Jahr 2001 geht auf eine ministerielle Initiative zurück, die das
Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) teilweise gegen die Verbraucherverbän-
de umsetzen konnte (vgl. Tagesspiegel 1999). Ebenfalls gegen den Widerstand der
sieben Kassenarten gelang dem Bundesgesundheitsministerium (BMG) 2008 die
Errichtung eines „Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen“ (vgl. Paquet 2009),
womit ein langer Prozess ministeriell betriebener Korporatisierung seinen Abschluss
fand (vgl. dazu ausführlich: Döhler und Manow 1992, 1997). Gelingen konnte das
u. a. deshalb, weil die Kassenverbände als Körperschaften des öffentlichen Rechts
konstituiert sind, deren Aufgaben und Organisation im Sozialgesetzbuch geregelt
sind. Die Strategie, Verbände für staatliche Steuerungsziele zu instrumentalisieren,
ist demzufolge an Gelegenheitsstrukturen gebunden, die nicht in allen Politikfel-
dern vorhanden sind. Ablesbar ist das u. a. an den mehrfach gescheiterten Versuchen
des Innenministeriums, die islamischen Verbände zum Zusammenschluss in einen
Dachverband zu bewegen (vgl. Blätte 2010).

Struktur- bzw. strategiegetriebene Aktivitäten zielen häufig auf eine Kräftever-
schiebung im jeweiligen Politikfeld, die im staatlichen Interesse liegt. Dies war
Kern der bereits erwähnten Korporatisierungsstrategie des BMG, die die Kassen-
verbände durch eine Zentralisierung gegenüber den Leistungserbringern zu stärken
beabsichtigte. Explizit als Gegengewicht zum Deutschen Atomforum erfolgte 1989
mit einer Anschubfinanzierung des BMWi die Gründung des „Forums für Zukunfts-
energien“ (vgl. Czada 1991, S. 161–162). Im Rahmen des Programms „Demokratie
leben!“ betreibt das Familienministerium seit einigen Jahren systematisches „capa-
city building“ für zivilgesellschaftliche Akteure. Die hierfür eingerichtete Förderli-
nie „Strukturentwicklung zum bundeszentralen Träger“ soll NGOs mit finanzieller
Unterstützung, mitunter auch weisungsähnlichen Vorschlägen (im Ministerialjargon
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heißt das „Fachberatung“) organisatorisch in die Lage versetzen, als Advokaten für
ministerielle Programme zu agieren (vgl. Heinze und König 2019).

Ministerielle Gestaltungsinitiativen im Umgang mit organisierten Interessen bzw.
zivilgesellschaftlichen Akteuren variieren also einerseits politikfeldspezifisch. An-
dererseits können generelle Entwicklungen wirksam werden, deren Ursachen im
Wandel der Verbändelandschaft zu vermuten sind. So lässt sich der Umstand erklä-
ren, dass bis auf das Verteidigungsministerium mittlerweile alle Ressorts auf sog.
Stakeholder-Dialoge zurückgreifen, einem aus der Privatwirtschaft entlehnten, zwi-
schen Imagepflege und Konsensbildung oszillierenden Veranstaltungsformat. Die in
Tab. 1 aufgelisteten Dialoge vermitteln zwar von der Thematik, den Teilnehmern
sowie dem Veranstaltungsturnus her ein buntes Bild. Dass sich dieses Format aber
seit Mitte der 2000er auf breiter Fläche durchgesetzt hat, deutet auf einen „inverse[n]
Lobbyismus“ (Urban 2010, S. 4) hin, bei dem es der Ministerialverwaltung nicht nur
um die Entwicklung gemeinsamer Problemdefinitionen und Lösungsvorschläge geht,
sondern mitunter auch deutlich ambitioniertere Ziele verfolgt werden. Der mittler-
weile beendete „Forschungsdialog Futur“ sollte u. a. für eine „bessere Legitimation
der Förderpolitik des BMBF“ (Adam 2004, S. 86) sorgen. Mit dem Dialogprozess
„Arbeiten 4.0“, der zwischen 2015 und 2016 stattfand, wollte sich das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung gar als „Diskursgestalter“ etablieren, dem
die „Meinungsführerschaft“3 in der Bewältigung technologischer Umbrüche der Ar-
beitswelt zufällt. Wenn es für die Ministerialverwaltung infolge der wachsenden
Fragmentierung der Verbändelandschaft sowie des Wachstums eher schwach organi-
sierter NGOs schwieriger wird, verpflichtungsfähige Kooperationspartner zu finden,
dann könnten die Stakeholder-Dialoge als anspruchsärmere Variante der Konsens-
und Legitimationsbeschaffung fungieren. Jenseits dieser Überlegungen verdeutli-
chen die hier aufgeführten Beispiele, dass verhandlungsdemokratische Verfahren in
erklecklicher Zahl existieren, die nicht vom Lobbyismus-Framing erfasst werden.

3 Organisation und Arbeitsweise der Ministerialverwaltung in der
Interessenvermittlung

Auch die zweite Analysedimension kann auf der vorhandenen Literatur aufbauen, al-
lerdings unter einer veränderten Perspektive. Lange Zeit herrschte die Annahme vor,
dass ganze Ressorts durch Interessengruppen kolonisiert werden. Diese Befürchtung
hat sowohl durch die Rekrutierung von Leitungspersonal aus der Verbandszene (für
Beispiele vgl. Wambach 1971, S. 125–131; Weber 1981, S. 260–261), wie auch
durch die Verbands-Affinität einzelner Ministerien immer wieder Nahrung erhalten.
In den 1950er Jahren galten das Bundesministerium für Vertriebene, das Bundesmi-
nisterium für Atomfragen sowie – bis in die jüngere Vergangenheit – das Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft als typische „Klientelministerien“.
Geringer sei das „Ausmaß der Interessenprägung“ bei den sog. klassischen Ressorts

3 Beide Zitate stammen vom seinerzeit zuständigen Unterabteilungsleiter des BMASwährend eines Work-
shops zum Thema „Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform nach 40 Jahren – was kann Wis-
senschaft und Praxis heute lernen“, Hertie School of Governance am 17.06.2017.
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(Inneres, Äußeres, Finanzen, Verteidigung und Justiz), weil deren Aufgaben „so
allgemein [seien], dass sie nicht das wesensmäßige Interesse einer gesellschaftli-
chen Gruppe ausmachen“ (Steinberg 1979, S. 250. Hervorhebung i.O. MD). Dass
dem „policy portfolio“, also dem Aufgabenmix, große Bedeutung für die Beziehun-
gen zu Verbänden beigemessen wird, ist plausibel, weil sich darin auch die Anzahl
und das Gewicht konkurrierender Interessen wiederspiegelt, die ministeriumsintern
ausbalanciert werden müssen. Inwieweit die wachsende Fragmentierung der Ver-
bändelandschaft die Chancen für Tauschgeschäfte und damit den Umgang der Mi-
nisterialverwaltung mit Interessengruppen tangiert, ist eine weitgehend unbeachtete
Frage, die weiter unten noch einmal aufgegriffen wird.

Für alle Ressorts gleichermaßen gültig sind die formalen Regeln im Umgang mit
Interessengruppen. Zentrale Bedeutung kommt der Gemeinsamen Geschäftsordnung
der Bundesministerien (GGO) zu¸ die – früher noch an zwei Stellen – „den Zugang
zum Machthaber“ (Hennis 1961, S. 27) regelt. Die Informations- und Anhörungs-
möglichkeiten im Stadium eines Referentenentwurfs (§ 23 GGO II [a.F.]) war durch
die explizite Begrenzung des „Verkehrs“ auf „Zentral- und Gesamtverbände“ (§ 77
GGO I [a.F.]) komplettiert. Damit sollte einer Überlastung durch die Kontaktaufnah-
me regionaler Verbandsorganisationen entgegengewirkt werden. Auch in der heute
gültigen Fassung der GGO ist „eine rechtzeitige Beteiligung von Zentral- und Ge-
samtverbänden sowie von Fachkreisen, die auf Bundesebene bestehen“ (§ 47 Abs. 3
GGO), vorgesehen. Wie das im Einzelnen zu geschehen habe und welchen Verbän-
den eine „rechtzeitige Beteiligung“ ermöglicht werden soll, bleibt „dem Ermessen
des federführenden Bundesministeriums überlassen“ (§ 47 Abs. 3 GGO).4 Darin
scheint der ursprüngliche Zweck dieser Regelung auf, die weder einen Anspruch
auf Gehör begründen sollte noch als Einladung gemeint war, sondern abwehrenden
Charakter besaß (näheres bei Hennis 1961, S. 28). Diese Stoßrichtung wird auch in
einer mittlerweile entfallenen Regelung deutlich, die das Störpotential partikularer
Interessenverfolgung auf der Ebene der Ressortkoordination zu reduzieren suchte.
Dort hieß es: „Im Übrigen ist darauf zu achten, daß mit Vertretern der Fachkreise
oder Verbände nicht in einer Weise Fühlung genommen wird, die dem Kabinett die
Entscheidung erschwert“ (§ 24 Abs. 3 GGO II [a.F.]).5 Dass diese Problematik im
ministeriellen Bewusstsein noch immer präsent ist, kann an der im Jahr 2000 einge-
fügten Vorgabe für Kabinettvorlagen abgelesen werden, der zufolge „das Ergebnis
einer Verbändebeteiligung, insbesondere die Darstellung wesentlicher Anregungen,
denen nicht entsprochen werden soll“ (§ 22 Abs. 1 GGO), aufzuführen ist. Es wäre
also zumindest einseitig, die GGO nur als „Magna Charta des Verbandseinflusses“
(Weber 1981, S. 195) zu betrachten und ihre Abwehrintentionen auszublenden (ähn-
lich Sebaldt und Straßner 2004, S. 144).

4 Auch für die bereits erwähnten gesetzlichen Beteiligungsmöglichkeiten wird festgestellt, dass dies „kein
scharfes Schwert für die Spitzenorganisationen“ sei „bestimmte [gesetzliche] Regelungen zu erzwingen
oder zu verhindern“ (Hebeler 2018, S. 1369. Hervorhebung i.O. [MD]).
5 In der Ursprungsfassung der „Gemeinsamen Geschäftsordnung der Reichsministerien“ aus dem Jahr
1926 war diese Regelung noch schärfer formuliert: „Bevor Ministerien einig sind, darf nicht mit Fachkrei-
sen in einer Weise Fühlung genommen werden, die eine den Forderungen der Fachkreise unerwünschte
Entscheidung in irgendeiner Weise erschwert“ (§ 27 GGO II [a.F.]).
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12 M. Döhler

3.1 Organisation, Information und Kontrolle

Auch wenn die innere Organisation und die Arbeitsweise der Ministerialverwaltung
kaum unter dem Aspekt der Einflusschancen von Interessengruppen thematisiert
werden, lässt sich die Dominanz der negativen Koordination zwischen und innerhalb
von Ministerien (vgl. Hustedt und Veit 2014) so verstehen, dass Lobby-Bestrebungen
immer erst konkurrierende Interessen und davon ausgelöste „Mitzeichnungskriege“
(Murswieck, zit. nach Hustedt 2013, S. 115) überwinden müssen. Eher am Rande
findet sich der Hinweis, dass der dezentrale Aufbau der Bundesministerien den Re-
feraten eine relative Autonomie erlaube, die sie gegen externen Druck unempfindlich
mache (vgl. Mayntz und Scharpf 1975, S. 71). Andererseits wird argumentiert, dass
„Strukturen [und] Arbeitsprozesse in den Ministerien ... von Lobbyisten genutzt wer-
den“ (Baruth und Schnapp 2015, S. 252) könnten. Die Herausbildung privilegierter
Außenkontakte ließe sich auch organisationstheoretisch begründen, da eine divisio-
nale Struktur in der Regel die Kontrolle über die dezentralen Einheiten schwächt
(vgl. Döhler 2017).

Im Kern laufen derartige Wirkungshypothesen auf den Bedarf bzw. die mutmaß-
liche Abhängigkeit von externen Informationen hinaus (vgl. Steinberg 1979, S. 245;
Weber 1981, S. 197; Mai 2018, S. 13–15). Verbändekontakte dienen demnach – wie
es in § 23 Abs. 1 der GGO I [a.F.] hieß – „zur Beschaffung von Unterlagen für die
Vorbereitung von Gesetzen“, die auf anderem Wege nicht erhältlich sind. Während
die formale Verbändebeteiligung zu einem Zeitpunkt stattfindet, an dem der Referen-
tenentwurf bereits inhaltliche Weichen gestellt hat, können informelle Kontakte auf
die vorgelagerte Problemwahrnehmung und die Auswahl von Lösungsalternativen
einwirken. Mayntz betrachtet Konsultation als Versuch der „gedanklichen Vorweg-
nahme von Widerständen“ (Mayntz 1978, S. 209) durch die Ministerialverwaltung.
Die Mehrzahl der Autoren betont hingegen die Einspeisung interessengefärbter In-
formationen oder die Initiierung politischer Vorhaben (vgl. u. a. Sebaldt und Straßner
2004, S. 156–162; Lösche 2007, S. 67; Baruth und Schnapp 2015, S. 252), ohne
allerdings die Frage zu klären, welche Wirkung derartige Kontakte letztendlich er-
zielen.

Hier ist eine argumentative Schwachstelle genereller Natur zu beobachten. Dass
Verbände politische Themen auf die Agenda heben, oder umgekehrt, Vorhaben ver-
zögern, verwässern oder gar blockieren können, ist unbestritten. Ob es sich dabei
gemessen an der Gesamtzahl ministerieller Vorgänge aber um viele oder um wenige
Fälle handelt und worin die Ergebnisse bestehen, wird kaum thematisiert, und dies
vermutlich aus gutem Grund. Denn die Ubiquität informeller Kontakte lässt sich
von ihrem Umfang, den Inhalten und Wirkungen her empirisch kaum so präzise
erfassen, dass die Durchsetzungsfähigkeit organisierter Interessen generell beurteilt
werden könnte. Dies gemahnt zur Vorsicht gegenüber all jenen Stimmen, die bereits
Aktivitäten von Verbänden mit Lobby-Erfolgen gleichsetzen.

Auch das Argument von der Informationsabhängigkeit ist nicht nur unspezifisch,
weil es weder nach Art und Zweck der Informationen differenziert, die ja auch
der Durchsetzung ministerieller Interessen dienen können, sondern übergeht zu-
dem all jene Informationsquellen, die der Ministerialverwaltung routinemäßig zur
Verfügung stehen. Dazu zählen das Dienstwissen erfahrener Mitarbeiter/innen (vgl.
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Pfeiffer und Faller 1997, S. 23, 35), „das eigene Archiv“, welches „nachfolgende[n]
Generationen von Beamten und Politikern“ auch „weiter zurückliegende Vorgänge
zu demselben ,Aktenzeichen‘“ (Mai 2016, S. 142) mit Informationen und Bewer-
tungen erschließt, sowie nicht zuletzt der nachgeordnete „Geschäftsbereich“, dessen
meist hoch spezialisiertes Personal vielfach routinemäßig in die Politikformulie-
rung eingebunden ist (vgl. dazu umfassend: Döhler 2007; Bach 2012). Selbst wenn
informelle Konsultationen vielschichtig wirken und es ihnen an Transparenz man-
gelt, sind Zweifel an der Interpretation angebracht, dass sich Interessengruppen auf
diesem Wege ausschließlich oder auch nur mehrheitlich durchsetzen.

Mitunter werden die Leitungsebene bzw. deren Beziehungen zur Arbeitsebene
als organisatorischer Schwachpunkt betrachtet, der von Interessengruppen genutzt
werden könne. So lautet eine These, dass Verbände sich primär „dort für die Verwal-
tung [interessieren], wo diese in einem Bereich der relativen Autonomie gegenüber
der politischen Führung handeln kann“ (Weber 1981, S. 282). Durchsetzungschan-
cen gegenüber einem Ministerium lassen sich demzufolge bei Vorhaben vermuten,
die entweder im Windschatten der politischen Aufmerksamkeit liegen oder mit den
Interessen der Leitung kompatibel sind. Letzteres wird von Insidern bestätigt (Mül-
ler 2013, S. 57–58; Mai 2016, S. 140–142), ist aber insofern trivial, als es gar
keiner Durchsetzung von Interessen bedarf, wenn die Ressortleitung per se mit ex-
ternen Wünschen übereinstimmt. Gegen die verbreitete Vorstellung, dass der direkte
Kontakt zur Leitung bereits eine erfolgreiche Einflussnahme bedeutet, spricht die
gängige Praxis, dass Gespräche von Minister/innen mit Interessenvertretern von der
Arbeitsebene vorbereitet, begleitet und – wenn es um Details geht – weitergeführt
werden (vgl. Mai 2016, S. 125–128). Auf den Windschatten-Mechanismus zielt die
Aussage, dass „kein Minister eine wirksame Kontrolle über den unterstellten Appa-
rat ausüben“ (Ellwein und Hesse 1987, S. 314) könne. Wenn es dennoch kaum zu
„bureaucratic drift“ kommt, dann hat dies mit der als „Dialogmodell“ bezeichneten
internen Kommunikationsstruktur zu tun, „bei dem die Entscheidung undWeisungen
der Spitze sich auf die Problemwahrnehmungen und Lösungsvorschläge der Basis
stützen, ihrerseits aber wiederum die Aufmerksamkeit der Basis strukturieren und
die Suche nach Lösungen leiten“ (Mayntz 1978, S. 193). Leitung und Arbeitsebe-
ne sind wechselseitig aufeinander angewiesen: Die Leitung benötigt die Expertise
der Fachabteilungen, die ihrerseits ohne Zustimmung und Unterstützung der Lei-
tung wenig durchsetzen können (vgl. Pfeiffer und Faller 1997, S. 35; Hustedt 2013,
passim).

Die Erwartung, dass Minister/innen ihr Ressort gar nicht systematisch überwa-
chen, sondern sich mit der Kontrolle von Resultaten begnügen, geht ursprünglich auf
die Beobachtung einer „relatively small institutional capacity at the top“ (Mayntz und
Scharpf 1975, S. 86) zurück, die heute nicht mehr zutrifft. Während der Personalum-
fang der Bundesministerien zwischen 1980 und 2009 um rund 20% anstieg, nämlich
von durchschnittlich 897 auf 1113 Mitarbeiter/innen, wuchsen die Leitungsstäbe im
gleichen Zeitraum um 42%, und zwar von durchschnittlich 38 auf 65 Personen (Zah-
len gerundet nach Hustedt 2013, S. 241–245). Der Begriff „Leitungsstab“ war bis
in die 1970er Jahre innerhalb der Bundesministerien ungebräuchlich. Die wenigen
der Leitungsebene zugeordneten Referate spielten keine hervorgehobene Rolle. Das
hat sich grundlegend geändert. Der nicht nur quantitative, sondern auch qualitati-
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ve Aufstieg der Leitungsstäbe, die heute mitunter eine ganze Abteilung bilden, ist
einerseits auf den Bedeutungszuwachs der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zurück-
zuführen. Andererseits fungieren die Leitungsstäbe auch als Instanz zur Steuerung
und Durchsetzung politischer Vorgaben innerhalb der Ressorts (vgl. dazu ausführ-
lich: Hustedt 2013, S. 270–274, 327–335). Die Stärkung der Leitungsebene sowie
die eng gewobenen Mitzeichnungs-, Kenntnisnahme- und Beteiligungsregeln (§§ 15,
19, 21, 24 GGO) sorgen dafür, dass einzelne Referate – etwa auf Veranlassung einer
Interessengruppe – schwerlich im Alleingang politisch bedeutsame Vorhaben vor-
antreiben können. Die weiter unten präsentierten Befragungsergebnisse bestätigen
diese Befunde.

Bei aller Unübersichtlichkeit der Konsultationspraxis lässt sich an den Organi-
grammen und Geschäftsverteilungsplänen ablesen, dass die Bundesministerien kei-
neswegs ad hoc in Umweltkontakte „hineinstolpern“. Entweder sind ganze Referate
mit der dauerhaften Beobachtung der für das Ressort relevanten Verbändelandschaft
betraut oder es sind spezielle Aufgaben im Kontakt mit Verbänden ausgewiesen.
In die Zuständigkeit des Referats L11 („Koordinierung der Beteiligung von Ver-
bänden“) des Verkehrsministeriums fällt bspw. die „kontinuierliche[n] Kontaktpfle-
ge“ zu Fachverbänden, „Monitoring und Analyse der politischen, fachlichen und
medialen Aktivitäten der Verbände im Geschäftsbereich“ sowie die „Analyse und
Bewertung von Verbandspositionen und -aktivitäten zu politisch bedeutsamen Vor-
haben des BMVI“.6 Im Geschäftsverteilungsplan des BMG sind nicht weniger als
19 Referate mit verbandsbezogenen Aufgaben aufgeführt. All dies deutet auf eine
Professionalisierung hin, die sich nicht nur in ministeriell initiierten bzw. organi-
sierten Kontakten niederschlägt, sondern auch im Aufbau von Kapazitäten für den
strategischen Umgang mit Interessengruppen.

3.2 Externe als Ersatzgesetzgeber

Spätestens seit der Linklaters-Affäre aus dem Jahr 2009, bei der die gleichnamige
Großkanzlei im Auftrag des BMWi einen ganzen Gesetzentwurf verfasste, ist die
externe Beratung der Bundesministerien Gegenstand einer kontroversen Berichter-
stattung sowie juristischer Bedenken über „die Gefahr der Umgehung und Entwer-
tung der vom Grundgesetz vorgesehenen Verfahrenswege“ (Dreier 2018, S. 61).
Auch der Bundesrechnungshof hat sich in bislang 14 Berichten und Prüfmitteilun-
gen – meist kritisch – zu dieser Thematik geäußert. Insbesondere die von NGOs
wie Lobby-Control oder Transparency Deutschland, den jeweiligen Oppositionspar-
teien oder den Medien erhobenen Vorwürfe, dass sich hinter der Nutzung externer
Expertise ein verdeckter Klientelismus verberge, wirft die Frage auf, ob die verschie-
denen (wissenschaftlichen) Beratungsformate, die Inanspruchnahme externer Poli-
tikformulierungshilfe sowie der Einsatz externer Personen in den Bundesministerien
organisierten Interessen die Einflussnahme auf die Ministerialverwaltung erleichtern
oder sich gar ein „Ersatzgesetzgeber“ (Schmieszek 2013) etablieren konnte.

Die älteste Quelle externer Beratung bilden die dauerhaft eingerichteten Beiräte
und Sachverständigengremien, die von Geschäftsstellen der zuständigen Bundesmi-

6 Die hier zitierten Geschäftsverteilungspläne finden sich auf der Homepage von https://fragdenstaat.de/.
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nisterien betreut werden, denen auch die Verarbeitung der dort entstehenden wis-
senschaftlichen Expertisen obliegt. Der letztmalig 2010 erschienene Gremienbericht
der Bundesregierung führt insgesamt 143 Beiräte und Sachverständigengremien auf
(vgl. Bundestag 2010, S. 24). In der Mehrzahl handelt es sich um gemischte Bera-
tungsorgane, die nicht allein wissenschaftlich, sondern auch mit „Sachverständigen“
aus der Praxis besetzt sind, die den Interessen von Berufsgruppen oder Branchen
nahestehen, z.T. auch aus Verbänden entsandt werden (vgl. Mayntz 1978, S. 205;
Weber 1981, S. 283). Diese Form der Politikberatung ist kaum umstritten, was neben
ihrem offiziellen Charakter und der routinemäßigen Veröffentlichung ihrer Arbeits-
ergebnisse auch Resultat der trägen Beratungsform des schriftlichen Gutachtens ist,
welches zu einer Entkopplung vom politischen Tagesgeschehen beiträgt (vgl. Wein-
gart und Lentsch 2008, S. 63; Döhler 2012). Bis zum Jahr 2000 war die Errichtung
von Beiräten auf „Arbeitsgebiete von größerer Bedeutung“ (§ 62 Abs. 1 GGO I
[a.F.]) beschränkt. Der Wegfall dieser Vorschrift deutet daraufhin, dass sich die Res-
sorts größere Freiräume bei der Errichtung von Beratungsgremien schaffen wollten
(vgl. dazu Fleischer 2015). Dies ist mit der These kompatibel, dass es „eher ein In-
strumentalisierungsproblem für wissenschaftliche Berater als ein Autonomieproblem
für die Beratenen“ (Mayntz 1978, S. 208) gäbe. Dass Ministerien wissenschaftliche
Expertise nicht nur um der Erkenntnis willen, sondern vor allem zur Absicherung
der eigenen Position nutzen, ist ein dazu passender empirischer Befund (vgl. Beneke
2019, S. 35–37). Teilweise ist die Ministerialverwaltung bereits im Entstehungspro-
zess der wissenschaftlichen Politikberatung präsent und nicht nur Adressat selbiger.
So nimmt etwa das BMWi an den Beratungen der Wirtschaftsforschungsinstitute
zur Erstellung der Gemeinschaftsprognose als „stiller Beobachter“ (Campbell und
Pedersen 2014, S. 152) teil, ist dadurch vor Überraschungen geschützt und trägt
mit einer eigenen, jährlich stattfindenden Konferenz zur Meinungsbildung in der
Konjunkturforschung bei (vgl. Campbell und Pedersen 2014, S. 153–154).

Im Gegensatz zur institutionalisierten Beratung ist die meist ad hoc stattfindende
Nutzung privater Dienstleister seit Mitte der 2000er als „Berater-Republik“ (Zeit
2004) Gegenstand anhaltender Kritik.7 Die rot-grüne Koalition hat die Inanspruch-
nahme von Unternehmensberatungen, Anwaltskanzleien oder Public Affairs-Agen-
turen anfänglich offensiv als Modernitätssignal zu verteidigen versucht, wonach
die überlegene Effizienz und Geschwindigkeit des privaten Sektors für politische
Vorhaben eingesetzt und damit gesamtgesellschaftlicher Nutzen erzielbar sei (vgl.
z.B. Bundestag 2004). Diese Deutung konnte sich gegen die – häufig in pompö-
sem Entlarvungsgestus formulierte – Kritik von Oppositionsparteien, „neuartigen
Moralunternehme[n]“ (Wewer 2015, S. 43), inklusive dem Bund der Steuerzah-

7 Vgl. z.B. FAZ (2013). Die in der Wirtschaftswoche (2019) genannten „mehr als 1,2Mrd. EUR“, die seit
2006 für „Regierungsberater“ aufgewandt worden seien, beinhalten Fördermittel des Forschungsministeri-
ums in Höhe von 465Mio. EUR, die von den Projektträgern verwaltet werden. Selbst wenn in Vorhaben der
Bundesregierung auf Forschungsergebnisse Bezug genommen würde, die aus Mitteln des BMBF stammen,
ist die Überschrift „Regierungsberater“ für diese Ausgaben grob irreführend. Zudem offenbart eine einfa-
che Rechenoperation den ganzen Unsinn der in diesem Kontext gern benutzten Aggregatzahlen. Dividiert
man die von 1,2Mrd. EUR verbliebenen 735Mio. EUR durch den Beobachtungszeitraum von dreizehn
Jahren und die Summe von 56,5Mio. EUR wiederum durch die Anzahl der Ressorts, nämlich 14, ergibt
dies den wenig schlagzeilenträchtigen Betrag von rund 4Mio. EUR pro Jahr und Ministerium.
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ler, und einem sich daraus speisenden medialen Überbietungswettbewerb, wer über
die größte Steuerverschwendung oder das mächtigste Trojanische Pferd im Staats-
apparat berichten konnte, nicht durchsetzen. Dazu haben Bundesregierungen aller
Couleur aber auch mit zögerlicher Informationsweitergabe, beanstandungswürdigen
Vergabeverfahren und wenig überzeugenden Begründungen beigetragen (vgl. etwa
Süddeutsche 2016).

In der jüngeren Vergangenheit stand die als Gesetzgebungsoutsourcing in Ver-
ruf geratene „Mandatierung gegen Entgelt im Vorbereitungsstadium“ (Schmieszek
2013, S. 175) sowie der als „institutionalisierter Lobbyismus“ (Bundestag 2007)
bezeichnete Einsatz externer Personen innerhalb der Bundesministerien im Zentrum
der Aufmerksamkeit. Dass dieses verfassungsrechtlich zwar nicht zu beanstandende
(vgl. Ossenbühl 2012), aber dennoch unübliche Procedere als „Beschädigung des
Prinzips einer sachorientierten, unparteiischen Entscheidungsvorbereitung“ (Müller
2013, S. 64) bewertet wird, mag verständlich sein, ignoriert aber auch die Ursachen
der Externalisierung. Als unstrittig kann gelten, dass sich die Bundesministerien zu-
nehmend mit Problemen konfrontiert sehen, deren Komplexität und Änderungsge-
schwindigkeit allein mit der eigenen Fach- und vor allem Detail-Expertise nicht mehr
lösbar sind (vgl. Goetz 2007, S. 177–182; Döhler 2012; Loer und Töller 2019). Die
wenig sensible, aber plausible Äußerung des damaligen Finanzministers Steinbrück,
sein Ressort könne „nicht noch einen Experten für Kirschblütenbestäubung vorhal-
ten“ (Spiegel 2009), beschreibt das Dilemma, dass die begrenzten Ressourcen eines
Bundesministeriums nicht immer mit dem Komplexitätszuwachs der Regelungsge-
genstände in Einklang gebracht werden können. Die Inanspruchnahme Externer ist
daher als Versuch zu verstehen, Expertise-Defizite auszugleichen oder Zeitdruck
zu überwinden (vgl. Döhler 2012, S. 197–200; Schmieszek 2013, S. 178; Kalagi
2014, S. 654–659). Auch wenn Kritiker kaum davon zu überzeugen seien werden,
dass externe Beratungsleistungen nicht „ehrfurchtsvoll und staunend ab[ge]nick[t]“
(Schmieszek 2013, S. 176) werden, spricht wenig dafür, dass die Ministerialverwal-
tung etwas anderes als die fachliche Unterstützung eigener Ideen einkauft.

Über die Gesetzgebung auf Honorarbasis liegen seit 2009 keine neuen Zahlen
vor (näheres dazu bei Döhler 2012, S. 194–197). Vermutlich agieren die Bundes-
ministerien bei der Nutzung von Anwaltskanzleien vorsichtiger und greifen bei der
Inanspruchnahme externer Beratung auf den unspezifischen „Abruf aus Rahmenver-
trag“ zurück – so eine gängige Antwort auf Bundestagsanfragen. Medial beinahe
bedauernd zur Kenntnis genommen wird der Umstand, dass die Zahl externer Per-
sonen im Sinken begriffen ist (vgl. TAZ 2013). Die Mutmaßung, dass auf diesem
Wege massiv Einfluss genommen wird, war schon deshalb nie besonders überzeu-
gend, weil die Anzahl (zuletzt 32 externe Personen, verteilt auf 14 Ministerien mit
rund 20.000 Beschäftigten) und auch deren Herkunft (zuletzt eine Person aus der
Privatwirtschaft) ministerielle Arbeitsprozesse und deren Inhalte schwerlich in spür-
barem Umfang beeinflussen können. Das Thema hat dadurch weiter an Brisanz
verloren, dass die bis 2014 als Ausschussdrucksachen der Öffentlichkeit nicht zu-
gängigen „Berichte über den Einsatz externer Personen in der Bundesverwaltung“
mittlerweile auf der Homepage des BMI veröffentlicht werden. Auch wenn ver-
einzelt Formulierungen von Interessengruppen ihren Weg in gesetzliche Reglungen
finden (vgl. u. a. Handelsblatt 2013; ZEIT 2013; Naggert 2018, S. 354–399), steht
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die verbreitete Interpretation auf schwachen Füßen, dass darin ein generalisierbarer
Beleg für den Erfolg externer Interessen gesehen werden könne. Abgesehen von der
geringen Fallzahl spricht die hier präsentierte Analyse eher für die Annahme, dass
die Ministerialverwaltung nur für solche Vorschläge empfänglich ist, die zu ihren
Lösungskonzepten passen.

4 Einstellungen der Ministerialverwaltung zum Umgang mit
Interessengruppen

Wenn, wie weiter oben ausgeführt, die Informationsabhängigkeit der Ministerial-
verwaltung überschätzt wird und sich offenkundiger Klientelismus in Grenzen hält,
bleibt die Frage, aus welchen Motiven sich Ministerien jenseits der Indienstnahme
korporativer Akteure dann überhaupt für Verbände öffnen sollten. Aus der jünge-
ren Forschung über Interessenvermittlung auf der EU-Ebene kann bei dieser Frage
auf das Konzept der „access goods“ zurückgegriffen werden. Demnach hängt der
Erfolg von Verbänden davon ab, welche Zugangsgüter sie politischen Entschei-
dungsträgern anbieten können. Dabei lassen sich drei Typen von Zugangsgütern
unterscheiden (vgl. Bouwen 2004, S. 340): Erstens das Vollzugswissen, das bran-
chenspezifische Geschäftsabläufe oder technische Funktionsdetails umfasst und den
wesentlichen Anlass für die Nutzung externer Politikformulierungshilfe bildet (vgl.
Döhler 2012), zweitens die Antizipation von Widerständen und drittens die Unter-
stützung politischer Vorhaben. Würde man erwarten, dass diese in der Interaktion
mit Verbänden erhältlichen Informationen von Ministerien ignoriert oder für un-
wichtig befunden werden, müsste man ein Maß an Naivität oder Leichtfertigkeit
unterstellen, für das empirisch keine Belege vorhanden sind. Das Konzept der Zu-
gangsgüter, das zweifellos um weitere Kategorien wie Vertrauen oder Legitimation
erweiterbar ist, stellt aber auch deshalb eine wichtige Neuerung dar, weil das Ver-
hältnis zwischen Staat und Verbänden nicht als einseitiger Vorgang konzipiert wird,
sondern – wie bereits in der Korporatismusdebatte – als Tauschprozess, nunmehr al-
lerdings mit veränderlichen „Geschäftsbedingungen“, die dazu führen können, dass
Verbände ignoriert werden bzw. gegen deren Interessen gehandelt wird (für einige
Beispiele vgl. Handelsblatt 2010).

Dass sich die Wahrnehmung der Ministerialverwaltung gegenüber Interessengrup-
pen tatsächlich ändert, kann anhand des Surveys „Politisch-Administrative Elite“
(PAE)8 aufgezeigt werden. Auf eine Differenzierung nach Ministerien, die an einigen

8 Die Online-Befragung PAE 2017 ist die Fortführung einer 1972 erstmals von einer amerikanischen For-
schergruppe und seit 2005 jeweils kurz vor der Bundestagswahl durchgeführten Befragung über die sozi-
alstrukturellen Merkmale (Herkunft, Ausbildung und Hochschulbildung, Karrierewege), die Politisierung
sowie das Politik- und Rollenverständnis leitender Mitarbeiter/innen aller Bundesministerien, ausgenom-
men das Verteidigungsministerium. Befragt wurden jeweils alle Unterabteilungs- und Abteilungsleiter/
innen sowie die beamteten Staatssekretäre/innen, ab 2013 auch die Referatsleiter/innen. 2017 waren dies
insgesamt 1905 Personen. Die Rücklaufquote im Jahr 2017 betrug 34,0% (N= 649), wobei 210 Fragebö-
gen nicht vollständig beantwortet wurden. Näheres findet sich auf der Homepage des Autors, der seit 2017
zusammen mit Falk Ebinger und Sylvia Veit zum PAE-Team gehört. Nachfolgende Zitate ohne Literatur-
angabe sind dem PAE-Fragebogen entnommen.
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Stellen eine tiefenschärfere Analyse erlauben würde (vgl. etwa Beneke 2019), wird
hier verzichtet, um generelle, auf die Gesamtheit der Bundesministerien anwendba-
re Aussagen zu gewinnen. Das Rollenverständnis der Ministerialverwaltung erlaubt
keine direkten, wohl aber indirekte Schlüsse über den Umgang mit Interessengrup-
pen und dessen Wandel. Auf die Frage, welchem Rollentypus sich die Mitarbeiter/
innen zugehörig fühlen, erhält auf einer vierstufigen Skala der „Experte mit Fach-
wissen für Problemlösungen“ die höchste Anzahl von Nennungen, nämlich 61,3%
(„trifft ganz zu“) bzw. 31,1% („trifft etwas zu“). An zweiter Stelle folgt der Typus
„Umsetzer politischer Vorgaben“ mit 37,7% bzw. 48,4%. Die meisten Nennungen
in der Kategorie „trifft ganz zu“ erhält mit 45,3% der „Repräsentant des Staates“.
Eine ebenfalls hohe Zahl der Befragten, nämlich 26,4% bzw. 51,9%, sieht sich
als „Vermittler zwischen konfligierenden Interessen“. Demgegenüber verstehen sich
nur 9,0% bzw. 35,4% als „Fürsprecher breiter gesellschaftlicher Gruppen“. Auch
wenn die letztgenannte Antwortkategorie einiges offenlässt, ist erkennbar, dass die
Ministerialverwaltung sich nicht als Vertreter singulärer Interessen versteht, sondern
ein deutlich breiteres Selbstverständnis besitzt. Gefragt nach denjenigen Tätigkei-
ten, die den größten Teil der Arbeitszeit beansprucht, geben 63,8% die „Bearbeitung
von E-Mails“ an. Daraus geht nicht hervor, welchen Umfang die Kommunikation
mit organisierten Interessen besitzt. Eine Tendenz lässt jedoch die Antwort auf die
Frage erkennen, wie häufig Kontakte zu Interessengruppen bestehen (vgl. Abb. 1).
Nur 6,2% bzw. 10,1% der Befragten stehen mehrmals bzw. einmal pro Woche mit

Abb. 1 Kontakthäufigkeiten zu Verbänden
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Abb. 2 Widerstände bei Problemlösungen

Verbänden in Kontakt. Aus den Angaben über die Kontakthäufigkeiten lässt sich
folgern, dass Verbände im Arbeitsalltag der Ministerialverwaltung eine eher mittel-
große bzw. seit 2005 sogar abnehmende Rolle spielen.

Dieser Schluss drängt sich auch bei den Antworten auf folgende Frage auf (vgl.
Abb. 2): „Wenn Sie an das wichtigste in Ihrem Tätigkeitsbereich liegende Problem
denken, auf welche Widerstände stößt man beim Versuch, dieses Problem anzuge-
hen?“ Während Ressourcenprobleme stabil an erster Stelle rangieren, lässt sich das
deutliche Absinken bei der Nennung von Verbänden von 53,2% im Jahr 2005 auf
34,2% im Jahr 2017 als Bestätigung der Zerfaserungsthese der Verbändeforschung
werten, der zufolge die Ausdifferenzierung organisierter Interessen zwar mit zah-
lenmäßigem Wachstum, nicht aber mit erhöhter Durchsetzungsfähigkeit einhergeht.

Auf die Frage, welche Akteure den größten Einfluss auf bundespolitische Ent-
scheidungen besitzen, geben die meisten Befragten auf einer Skala von eins („sehr
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groß“) bis fünf („nicht relevant“) die jeweilige Ministeriumsleitung mit 60,2% (sehr
groß) bzw. 34,6% (groß) an. Dies bestätigt, dass die Ministerialverwaltung kaum
zu Eigenmächtigkeiten neigt, sondern die „kritische Loyalität“ (Veit et al. 2018,
S. 410) das Selbstverständnis bestimmt. Die zweithäufigste Nennung gilt „führen-
den Mitgliedern der Parteien“, denen 61,1% der Befragten einen sehr großen und
29,6% einen großen Einfluss zurechnen. 2017 sahen (ebenso wie 2005) nur 10,2%
einen sehr großen, aber noch 44,5% einen großen Einfluss bei Verbänden. Inwieweit
letztere Angabe dadurch relativiert werden müsste, dass Arbeitgeberverbände und
Gewerkschaften als gesonderte Antwortmöglichkeit aufgeführt sind, ist schwer zu
beurteilen. 14,2% rechnen den Arbeitsgebern einen sehr großen Einfluss zu, gro-
ßen Einfluss noch 43,0%. Gewerkschaften schneiden mit 9,3% bzw. 37,9% etwas
schwächer ab. Dass der „Presse“ mit 26,4% bzw. 41,8% sowie den „Sozialen Me-
dien“ mit 6,1% bzw. 26,1% ein sehr großer bzw. ein großer Einfluss zugerechnet
wird, zeigt, dass Interessengruppen nicht an erster Stelle stehen, wenn es um die
Bewertung politischer Einflusspotentiale geht. So lassen sich auch die Antworten
auf die Frage interpretieren, wer zukünftig mehr oder weniger politischen Einfluss
haben sollte. 64,2% wünschen sich weniger Einfluss der „Privatwirtschaft/Banken“,
55,2% weniger Einfluss der sozialen Medien und 46,6% weniger Einfluss der Pres-
se. Verbände rangieren in dieser Kategorie bei immerhin 51,8%, was auf deren
mutmaßliches Störpotential schließen lässt.

Die Befragungsergebnisse machen deutlich, dass die fachliche Expertise, die Fol-
gebereitschaft gegenüber der Leitungsebene (so auch Veit et al. 2018) sowie die Ver-
mittlerrolle im Angesicht konkurrierender Verbandsinteressen das Selbstverständnis
der bundesdeutschen Ministerialverwaltung am stärksten prägen. Das schließt ex-
terne Einflüsse nicht aus. Aber Forderungen und Wünsche, die von Verbänden oder
zivilgesellschaftlichen Akteuren erhoben werden, müssen immer erst die Filter des
ministeriellen Rollenverständnisses durchlaufen. Interessengruppen stehen überdies
auch nicht im Zentrum der Aufmerksamkeit. Sie werden zwar als relevant, teilwei-
se auch als Störfaktor wahrgenommen, rangieren bei den Außenkontakten sowie
im Alltagsgeschäft aber hinter der Spitze des eigenen Hauses, der Presse und den
sozialen Medien. Die Interaktionen zwischen Ministerialverwaltung und Verbänden
lassen sich nun unter Zugrundelegung der drei Analysedimensionen folgendermaßen
abbilden (Abb. 3).

Die Makroebene bildet den Ort des Kontakts zwischen Ministerien und Interes-
sengruppen, wo sowohl Einflussversuche ihren Ausgang nehmen wie auch umge-
kehrt die Instrumentalisierung von Interessengruppen für politische Ziele stattfindet.
Dass externe Einflüsse auf die Bundesministerien in diesem Prozess nicht ungefiltert
bleiben, ist ein wesentliches, aber zu selten beachtetes Ergebnis der vorliegenden
Analyse. Während die Zugangsgüter wie Eintrittskarten zur ministeriellen Interes-
senberücksichtigung wirken, durchlaufen Verbändeforderungen in der Organisati-
onsdimension verschiedene formale und prozedurale Filter, bevor sie mit dem drei-
stufigen Rollenverständnis der Ministerialverwaltung konfrontiert und dabei weiter
– mehr oder minder stark – modifiziert werden. Dieses Schema ist stark vereinfacht,
erlaubt aber eine analytisch präzisere Erfassung von Interaktionen, als wenn diese
lediglich summarisch als „Einflussnahme“ oder „Lobbying“ charakterisiert werden.
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Abb. 3 Interaktionsschema zwischen Ministerialverwaltung und Verbänden

5 Zusammenfassung

Der Argwohn, der die Diskussion über die Teilnahme von Verbänden am politischen
Prozess hierzulande begleitet, ist Ausfluss eines nicht mehr explizit vertretenen, aber
immer noch wirkmächtigen Idealmodells, das eine Trennung zwischen Staat und Ge-
sellschaft vorsieht. Außenkontakte der Verwaltung, die das Gemeinwohl vertreten
soll, geraten daher leicht in den Verdacht, Sonderinteressen zu bevorzugen. Diese
speziell mit dem Lobbyismus-Konzept verbundene Wirkungsvermutung setzt aber
nicht nur voraus, dass Einzelinteressen konkurrenzarm artikuliert werden, sondern
auch, dass die Adressaten, unter ihnen die Ministerialverwaltung, kaum über eine
Notariats-Funktion hinauskommen. Im Gegensatz dazu spricht die hier vorgelegte
Analyse dafür, dass die Ministerialverwaltung externe Einflussbestrebungen nicht
erdulden muss, sondern eigene strategische Kompetenz für den Umgang mit orga-
nisierten Interessen entwickelt hat. Damit kann ein realitätsnäheres Bild gezeichnet
werden als im dominierenden Lobbyismus-Diskurs. Die Politikwissenschaft ist an
dessen Dominanz nicht ganz unschuldig, da zu wenig alternative Konzepte entwi-
ckelt werden, die einen Erkenntnisgewinn versprechen. Effekte wie Staatsentlastung,
Konsensbildung oder die Steigerung politisch-administrativer Handlungsfähigkeit
bilden sicher nicht die komplette Bandbreite der Staat-Verbände-Beziehungen ab.
Aber eine Rückbesinnung – wohlgemerkt: keine Wiederbelebung – auf den Er-
kenntnisstand der Korporatismus-Diskussion könnte nicht nur die innovationsarme
Verbändeforschung beleben, sondern auch einen Beitrag zur Wiedererlangung der
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Deutungshoheit in einem von Steuerungs- und Politikpessimismus geprägten Feld
leisten.

� In der ersten der drei Analysedimensionen, die die Makroebene des Verhältnis-
ses zwischen Verbänden und Ministerialverwaltung beschreibt, wird explizit auf
Überlegungen aus der Korporatismus-Diskussion Bezug genommen. Mit der Be-
tonung einer Einflussumkehr, den Konzepten der Interessenvermittlung und der
Verpflichtungsfähigkeit von Verbänden ist seinerzeit eine Blaupause entstanden,
die auch heute die Analyse der Staat-Verbände-Beziehungen befruchten kann.
Dies gilt insbesondere für die Erklärung unterschiedlicher Kontakt- bzw. Koopera-
tionsformen zwischen Ministerialverwaltung und Interessengruppen, die von der
finanziellen Unterstützung, über die missions- bzw. strukturgetriebene Einfluss-
nahme auf die Organisation von Verbänden, bis hin zu den Stakeholder-Dialogen
reichen. Angesichts dieser Variabilität liegt die Vermutung nahe, dass sich das ge-
wählte Format strategisch an strukturelle Gegebenheiten der Verbändelandschaft
bzw. deren Wandel anpasst.

� Die zweite Analysedimension gilt jenen Faktoren, die das Verhältnis zu Verbänden
auf der organisatorischen Ebene prägen. Weder sind die formalen Regeln für den
Umgang mit Interessengruppen noch Organisation und Arbeitsweise der Bundes-
ministerien so beschaffen, dass sie bloße Einfallstore für externe Interessen bilden.
Die oft geltend gemachte Informationsabhängigkeit ist zudem weniger ausgeprägt
als behauptet und kann ebenso wie die Inanspruchnahme externer Politikformu-
lierungshilfe weder vom Umfang noch von ihrer Veranlassung her als Beleg für
lobbyistisches Durchregieren betrachtet werden.

� Die dritte Analysedimension schließlich widmet sich dem Personal der Bundes-
ministerien und dessen Einstellungen. Das Konstrukt der Zugangsgüter besagt,
dass Verbände einen akteurspezifischen Tauschwert anbieten müssen, um sich er-
folgversprechend artikulieren zu können. Für die Bundesministerien stehen dabei
insbesondere das Vollzugs- und Antizipationswissen im Vordergrund. Die Ergeb-
nisse der PAE-Studie erhellen komplementär dazu die Motivlage der Ministeri-
alverwaltung im Umgang mit Verbänden. Hervorhebenswert ist das ministerielle
Rollenverständnis, das einer undifferenzierten Interessenberücksichtigung entge-
genwirkt. Verbände und ihre Aktivitäten werden sehr wohl wahrgenommen, bil-
den aber nicht die zentrale Orientierungsmarke, sondern stehen im Prozess der
Politikformulierung in Konkurrenz zu anderen, insbesondere hierarchischen und
medialen Einflussfaktoren.

Insgesamt führt diese dreidimensionale Analyse zu dem Ergebnis, dass im Ver-
hältnis zwischen Ministerialverwaltung und Interessengruppen grundsätzlich von
einer reziproken Beziehung auszugehen ist. Die Ministerialverwaltung kann auf die
Zugangsoptionen, die Struktur und die finanzielle Ausstattung organisierter Interes-
sen einwirken. Umgekehrt sind externe Einflüsse vielfältig, müssen ihrerseits aber
immer die Filter der formalen Regeln, der Binnenorganisation und Arbeitsweise so-
wie des Rollenverständnisses der Ministerialverwaltung durchlaufen, bevor sie eine
Wirkung erzielen können. Dass sich Verbände in der Politikformulierung mitunter
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auch gegen ministerielle Präferenzen durchsetzen, wird damit nicht bestritten, wohl
aber, dass dies voraussetzungsarm oder gar automatisch geschieht.
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